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Drucksache 2322 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Bauknecht, 
Glüsing (Dithmarschen), Dr. Pflaumbaum, 
Wehking und Fraktion der CDU/CSU 

— Drucksache 2095 — 

betr. Ernteschäden 1960 

und über den Antrag der Fraktion der FDP 
— Drucksache 2144 — 
betr. Ausgleich der Getreideernteschäden 


A. Bericht des Abgeordneten Logemann 


Die Druchsachen 2095 und 2144 wurden am i 
21. Oktober 1960 an den Ausschuß für Ernährungr ; 
Landwirtschaft und Forsten federführend und ge- j 
maß § 96 der GO an den Haushaltsausschuß über- i 
wiesen. 

Der Ernährungsausschuß hat am 3. November 
1960 die beiden oben angegebenen Anträge behan- 
delt und diese zu einem Ausschußantrag zusam- 
mengefaßt, der an den Haushaltsausschuß zur Mit- 
beratung weitergeleitet wurde. In diesem Ausschuß- 
antrag hatte der Ernährungsausschuß der Präambel 
und den Ziffern 1 bis 4 a der Drucksache 2095 zuge- 
stimmt, hatte aber die Ziffer 4b wie folgt geändert: 
„Angemessene Beteiligung des Bundes an den 
Hilfsmaßnahmen der Länder". Ferner war als neuer 
Punkt aus der Drucksache 2144 übernommen wor- 
den: „Erlaß der Transportkosten, die den Betrieben 
beim Erntenotstandseinsatz von Bundeswehr und 
Bundesgrenzschutz entstanden sind." 

Der Haushaltsausschuß hatte nun bei seinen Be- 
ratungen Ende November und Anfang Dezember 
festgestellt, daß eine Beschlußfassung über den vor- 
liegenden Ausschußantrag gemäß § 96 GO nicht 


i möglich sei, da die Bundesregierung über die finan- 
; ziehen Auswirkungen noch nicht berichten konnte, 
j Um die Angelegenheit jedoch weiterzubringen, 
i hatte der Haushaltsausschuß dem Ernährungsaus- 
schuß Empfehlungen zukommen lassen, in welcher 
Weise man den Antrag umformulieren könnte. 

Der Ernährungsausschuß ist den Vorschlägen des 
Haushaltsausschusses gefolgt und ist zu dem nach- 
stehenden Ausschußantrag gekommen. Strittig war 
lediglich die Frage des Erlasses der Transportko- 
sten, die den Betrieben beim Erntenotstands-Einsatz 
von Bundeswehr und Bundesgrenzschutz entstanden 
sind. Um die Verabschiedung des vorliegenden An- 
trags vor Weihnachten nicht zu gefährden, beschloß 
der Ernährungsausschuß, diesen Punkt zunächst fal- 
len zu lassen. Der Ausschuß nahm dabei mit Genug- 
tuung zur Kenntnis, daß der Haushaltsausschuß den 
kostenlosen Einsatz von Bundeswehr und Bundes- 
grenzschutz in der nächsten Zeit grundsätzlich be- 
raten und klären wolle. 

Einen Antrag auf Beteiligung des Bundes an den 
vorgeschlagenen bzw. angelaufenen Hilfsmaßnah- 
men wurde von den Ländern Schleswig-Holstein, 
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Nordrhein^Westfalen, Niedersachsen und Hessen 
beim BML gestellt. 

Der Ausschuß hob bei seinen Beratungen hervor, 
daß es notwendig sei, die geplanten Hilfsmaßnah- j 
men beschleunigt in Gang zu setzen und beschloß, i 
die Bundesregierung zu ersuchen, über die insge- 


samt von Bund und Ländern getroffenen Maßnah- 
men zur Milderung der Ernteschäden des Jahres 
1960 einschließlich der hierfür eingesetzten Mittel 
bis zum 31. März 1961 dem Bundestag zu berichten. 
Namens des Ernährungsausschusses bitte ich um 
Annahme des vorliegenden Ausschußantrags. 


Bonn, den 14. Dezember 1960 

Logemann 

Berichterstatter 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: ' 

1. Die Milderung von Ernteschäden fällt in die Zu- j 

ständigkeit der Länder. Eine Beteiligung des ; 
Bundes an den Hilfsmaßnahmen der Länder . 
kommt nur subsidiär und nur dann in Frage, 
wenn dem einzelnen Land eine ausreichende ; 
Hilfeleistung nicht zuzumuten ist. Voraussetzung 
ist im übrigen, daß im Einzelfall die Existenz des | 
Betriebes gefährdet ist und der Schaden nicht ; 
versicherungsfähig war. I 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, j 

a) dafür Sorge zu tragen, daß der vom Bundes- ' 
minister der Finanzen vorbereitete Runderlaß, | 
in dem Billigkeitsmaßnahmen für die Stun- | 
düng und den Erlaß der Vermögensabgabe I 
zugunsten der in den Jahren 1954 bis 1960 I 
von Ernteschäden betroffenen Betrieben ent- ' 
halten sind, beschleunigt an die Länder her- 
ausgegeben wird; 

b) sich damit einverstanden zu erklären, daß die 
am 31. Dezember 1960 fälligen Tilgungsraten 
für Ernteschadensdarlehen aus öffentlichen j 


Mitteln (Hilfsaktionen 1954, 1956 und 1957) 
bei existenzgefährdeten Betrieben, in denen 
nicht entsprechend dem Beschluß des Deut- 
schen Bundestages vom 1. Februar 1957 — 
Drucksache 2968 der 2. Wahlperiode — eine 
Umwandlung in Zuschüsse erfolgt, auf An- 
trag ausgesetzt und um ein Jahr verlängert 
werden, sofern die Länder zu der gleichen 
Maßnahme bereit sind; 

c) einer Verlängerung der Laufzeit der Zins- 
verbilligung für die Bankdarlehen, die auf 
Grund der Ernteschäden der Jahre 1954, 1956 
und 1957 aufgenommen wurden, bei existenz- 
gefährdeten Betrieben um ein Jahr zuzustim- 
men mit der Maßgabe, daß der Bund und die 
Länder die hierdurch entstehenden zusätz- 
lichen Zinsverbilligungskosten im gleichen 
Verhältnis wie bisher übernehmen; 

d) dem Bundestag über die insgesamt von Bund 
und Ländern getroffenen Maßnahmen zur 
Milderung der Ernteschäden des Jahres 1960 
einschließlich der hierfür eingesetzten Mittel 
bis zum 31. März 1961 zu berichten. 


Bonn, den 14. Dezember 1960 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht Logemann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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